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763-6-1 

Bekanntmachung 
des Staatsvertrags zwischen dem Freistaat Bayern 

und dem Land Rheinland -Pfalz 
zur Änderung des Staatsvertrags vom 6.111. Mai 1971 

zwischen dem Freistaat Bayern 
und dem Land Rheinland-Pfalz 

über die Zugehörigkeit der Schornsteinfegergehilfen 
im Land Rheinland -Pfalz 

zu der Versorgungsanstalt der Kaminkehrergesellen 

Vom 10. Juni 1987 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be­
schluß vom 19. Mai 1987 dem am 4.122. Dezember 
1986 unterzeichneten Staatsvertrag zwischen dem 
Frei~taat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz 
zur Anderung des Staatsvertrags vom 6.111. Mai 
1971 zwischen dem Freistaat Bayern und dem Land 
Rheinland-Pfalz über die Zugehörigkeit der 
Schornsteinfegergehilfen im Land Rheinland-Pfalz 
zu der Versorgungs anstalt der Kaminkehrergesel­
len zugestimmt. . 

Der Staatsvertrag wird nachstehend bekanntge­
macht. 

München, den 10. Juni 1987 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Strauß 

Staatsvertrag 
zwischen 

dem Freistaat Bayern und dem Land Rheinland -Pfalz 
zur Änderung des Staatsvertrags vom 6.111. Mai 1971 

zwischen dem Freistaat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz 
über die Zugehörigkeit der Schornsteinfegergehilfen im Land Rheinland -Pfalz 

zu der Versorgungsanstalt der Kaminkehrergesellen, 
Anstalt des öffentlichen Rechts in München, 

gesetzlich vertreten und verwaltet . 
durch die Bayerische Versicherungskammer 

Der Freistaat Bayern, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 

dieser vertreten durch den Staatsminister des Innern, 

und 

das Land Rheinland -Pfalz, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 

dieser vertreten durch den Minister des Innern und für Sport, 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1 

Der Staatsvertrag zwischen dem Freistaat 
Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz über die 
Zugehörigkeit der Schornsteinfeger gehilfen im 
Land Rheinland-Pfalz zu der Versorgungsanstalt 
der Kaminkehrergesellen, Anstalt des öffentlichen 
Rechts in München, gesetzlich vertreten und ver­
waltet durch die Bayerische Versicherungskam­
mer, vom 6.111. Mai 1971 (BayRS 763-6-1, BayGVBl 
1972 S. I, GVBI Rheinland-Pfalz 1971 S. 305, BS An­
hang I 45) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

"Pflichtversichert bei der Versorgungsanstalt der 
Kaminkehrergesellen (Anstalt) ist jeder Sc horn­
steinfegergeselle, der in einem Kehrbezirk im 
Land Rheinland-Pfalz beschäftigt und Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge­
setzes ist." 

2. In Artikel 2 Absatz 1 entfallen die Worte "für die 
Zeit, in der sie Pflichtversicherte (Artikel 1 Ab­
satz 1) in ihrem Kehrbezirk beschäftigen". 

3. Artikel 3 Absatz 2 wird aufgehoben. 
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4. Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"In den Landesausschuß der Anstalt sind aus dem 
Kreise der rheinland-pfälzischen Mitglieder und 
aus dem Kreise der rheinland-pfälzischen 
Pflichtversicherten je ein Landesausschußmit­
glied und ein Stellvertreter nach Maßgabe der 
Satzung zu berufen; die Berufung bedarf der Zu­
stimmung des Ministeriums des Innern und für 
Sport des Landes Rheinland-Pfalz." 

5. In Artikel 5 Absatz 2, Artikel 7 und 8 Absatz 1 
wird die Bezeichnung "Ministerium des Innern" 
jeweils durch die Bezeichnung "Ministerium des 
Innern und für Sport" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Staatsvertrag tritt vorbehaltlich der Zu­
stimmung der verfassungsmäßig zuständigen Or­
gane der vertrag schließenden Länder am 1. Januar 
1988 in Kraft. 

München, den 4. Dezember 1986 

Für den Freistaat Bayern 
. Der Staatsminister des Innern 

AugustR. Lang 

Mainz, den 22. Dezember 1986 

Für das Land Rheinland-Pfalz 
Der Minister des Innern und für Sport 

Kurt Böckmann 
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2131-3-8-1 

Verordnung 
über die förmliche Festlegung 

des städtebaulichen Entwicklungsbereichs "Straubing.-Sand" 
im Verbandsgebiet des Zweckverbands 

"Industriegebiet mit Donau-Hafen Straubing-Sand" 

Vom 25. Juni 1987 

Auf Grund des § 53 Abs. 1 des Städtebauförde­
rungsgesetzes erläßt die Bayerische Staatsregie- . 
rung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die in § 2 bezeichneten und im räumlichen Wir­
kungsbereich des Zweckverbands "Industriegebiet 
mit Donau-Hafen Straubing-Sand" liegenden Ge­
biete der kreisfreien Stadt Straubing, der kreisan­
gehörigen Gemeinden Aiterhofen und Parkstetten 
werden als städtebaulicher Entwicklungsbereich 
förmlich festgelegt. -

§2 

(1) IDer städtebauliche Entwicklungsbereich liegt 
südlich der Donau zwischen den Ortschaften Un­
teröbling und Sand. 2Er wird begrenzt 

im Westen durch die Sand äcker, den westlichen Be­
reich der Heidteile und von der Hangkante entlang 
nach Westen bis zur Donau, 

im Norden durch das südliche Ufer der Donau bis 
hin zum Anwesen Bachl im Sand, 

im Osten durch die Ortschaft Sand, die Sander Hei­
de, zum Teil durch das Gebiet Am Kirchweg und das 
Untere Sandfeld, 

im Süden im wesentlichen durch die Kreisstraße 
SR 12. 

3Der Entwicklungsbereich erstreckt sich damit im 
wesentlichen auf das Stiegelfeid, den Förgengarten, 
zum Teil auf die Gebiete Am Kirchweg und der 
Heidteile, die Ortschaft Haid sowie den gesam­
ten Überschwemmungsbereich nördlich der Hang­
kante. 4Der Entwicklungsbereich umfaßt eine 
ca. 114,5ha große zusammenhängende Fläche. 
5Davon liegen ca. 64,5 ha im Gebiet der Stadt Strau­
bing, ca.39 ha im Gebiet der Gemeinde Aiterhofen 
und ca. 11 ha im Gebiet der Gemeinde Parkstetten. 
6Der städtebauliche Entwicklungsbereich ist in 
dem als Anlage beigefügten Kartenausschnitt 
M 1:25000 durch Schraffur gekennzeichnet. 

(2) Die Entwicklungsbereichsgrenze verläuft 

im Westen vom Südostgrenzpunkt des Flurstücks 
. Nr.2099 n ach Norden, entlang der Westgrenze des 

Flurstücks Nr. 2109 (Feldweg) bis zum Nordost ­
grenzpunkt des Flurstücks Nr. 2159; von diesem 
Grenzpunkt entlang der Ostgrenze des Flurstücks 
Nr. 2199 bis zum Nordwestgrenzpunkt des Flur­
stücks Nr. 2201/1; vom vorhergenannten Punkt wei­
ter in westlicher Richtung entlang der südlichen 
Grenze des Flurstücks Nr. 369/59 bis zu dessen 
Südwestgrenzpunkt, 

im Norden vom obengenannten Grenzpunkt ent­
lang am südlichen Ufer der Donau in östlicher 
Richtung bis zum Südostgrenzpunkt des Flurstücks 
Nr.986/12, 

im Osten vom Südostgrenzpunkt des Flurstücks 
Nr.986/12 entlang dessen Südgrenze nach Westen 
bis zum Nordostgrenzpunkt des Flurstücks Nr. 2142; 
weiter entlang der Ostgrenze des Flurstücks 
Nr. 2142 bis zum Nordostgrenzpunkt des Flurstücks 
Nr. 1043/12; vom vorher genannten Punkt weiter 
entlang der Ostgrenze des Flurstücks Nr. 1043/12 
bzw. 1037/5 (Weg) nach Süden; von hier senkrecht 
über die Straße mit der Flurstück-Nr.1043; ab hier 
entlang der Ostgrenzeder Straße mit Flurstück­
Nr. 1043 nach Süden bis zum Nordwestgrenzstein 
des Flurstücks Nr. 1046; dann nach Osten bis zum 
nordöstlichen Grenzstein des Flurstücks Nr. 1046; 
in östlicher Verlängerung weiter über den Feldweg 
mit Flurstück-Nr. 1073; vom vorgenannten Schnitt ­
punkt weiter entlang der Ostgrenze des Feldwegs 
mit Flurstück-Nr. 1073 nach Süden bis zum Schnitt­
punkt mit der Nordgrenze des FlurstUcks Nr.1071 
(Straße); dann nach Südwesten bis zum südöstli­
chen Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 1066, . 

im Süden vom vorgenannten Südostgrenzpunkt des 
Flurstücks Nr.1066; weiter entlang der Südgrenze 
des Flurstücks Nr.1066 bis zum Südwestgrenz­
punkt des Flurstücks Nr. 1066; von hier nach Süden 
entlang der Ostgrenze des Flurstücks Nr. 2118 
(Feldweg) bis zum nordwestlichen Grenzpunkt des 
Flurstücks Nr. 1071 (Straße); von diesem Schnitt­
punkt weiter entlang der Südgrenze des Flurstücks 
Nr. 2110 nach Westen bis zum Ausgangspunkt, dem 
Südostgrenzpunkt des Flurstücks Nr. 2099. 

(3) Der städtebauliche Entwicklungsbereich um­
faßt folgende Flurstücke: 

1. Stadt Straubing, Gemarkung Ittling 

a) Flurstücke, die nur zum Teil im Entwicklungs­
bereich liegen: 

Flurstücke Nrn. 2119 und 2135 

Nähere Beschreibung der Teilflurstücke 
Nrn. 2119 und 2135: 

Teilfläche aus dem Flurstück Nr.2119 (Feld­
weg), begrenzt im Norden, Osten und Süden 
durch die Flurstücksgrenze; im Westen durch 
die nach Norden verlängerte östliche Grenze 
des Flurstücks Nr. 2108 bis zum Südostgrenz­
punkt des Flurstücks Nr. 2166; 

Teilfläche aus dem Flurstück Nr.2135 (Feld­
weg), begrenzt im Norden, Osten und Süden 
durch die Flurstücksgrenze; im Westen durch 
die nach Norden verlängerte östliche Grenze 
des Flurstücks Nr. 2159 bis zum Südostgrenz­
punkt des Flurstücks Nr. 2199. 
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b) Flurstücke, die vollständig im Entwicklungs­
bereich liegen: 

Flurstücke Nrn.: 2109, 2109/4, 2109/5, 2110, 2111, 
2112,2113,2114,2115,2116,2117,2117/2,2118, 
2118/2, 2119/2, 2120, 2120/2, 2121, 2121/1, 2122, 
2122/2, 2123, 2124, 2124/2, 2125, 2125/1, 2126, 
2126/2,2127,2127/3,2128,2129,2130,2131,2131/1, 
2132,2133,2133/1,2133/2,2133/3,2133/4,2133/5, 
2133/6, 2133/7, 2133/8, 2133/9, 2133/10, 2134, 
2135/1, 2136, 2137, 2137/1, 2137/2, 2138, 2138/9, 
2138/2, 2138/3, 2138/4, 2138/5, 2138/6, 213817, 
2139, 2140, 2142, 2142/1, 2143, 2144, 2145, 2146, 
2147,2148,2149,2150,2151,2152,2153,2154,2155, 
2156,2157,2158,2201,2201/1,2202,2202/1,2203, 
2203/1. 

2. Gemeinde Aiterhofen, Gemarkung Amselfing 

a) Flurstücke, die nur zum Teil im Entwicklungs­
bereich liegen: 

Flurstücke Nrn.: 1037/4,1043 und 1073 

Nähere Beschreibung der Teilflurstücke Nrn. 
1037/4,,1043 und 1073: 

Teilfläche aus dem Flurstück Nr. 1037/4, be­
grenzt im Süden, Westen und Norden durch 
die Flurstücksgrenze, im Osten durch eine Ge­
rade, die den östlichen Grenzstein des Flur­
stücks Nr. 1037/5 mit dem südlich gegenüber­
liegenden und im geraden Verlauf der nördli­
chen Grenze befindlichen Grenzstein des Flur­
stücks Nr. 1039 verbindet. 

Teilfläche aus dem Flurstück Nr. 1043 (Sander 
Heideweg), begrenzt im Westen, Süden und 
Norden durch die Flurstücksgrenze, im Osten 
durch eine Gerade, die den östlichen Grenz­
stein des Flurstücks Nr. 1037/5 mit dem süd­
lich gegenüberliegenden und im geraden Ver­
lauf der nördlichen Grenze befindlichen 
Grenzstein des Flurstücks Nr. 1039 verbindet .. 

Teilfläche aus dem Flurstück Nr. 1073 (Feld­
weg), begrenzt im Osten, Süden und Westen 
durch die Flurstücksgrenze~ im Norden durch 
die nach Osten verlängerte nördliche Grenze 
des Flurstücks Nr. 1046. 

b) Flurstücke, die vollständig im Entwicklungs­
bereich liegen: 

Flurstücke Nrn.: 986, 986/11, 986/12, 1037/5, 
1039/1, 1040/1, 1040/2, 1041/1, 1043/2, 1043/3, 
1043/4, 1043/5, 1043/6, 104317, 1043/11, 1043/12, 
1044, 1044/1, 1045/1, 1046, 1046/1, 1047, 1048, 
1049, 1049/1, 1049/2, 1050, 1051, 1052, 1053, 1054, 
105~ 1056, 1057, 1058, 1058/1, 1059, 1060, 1061, 
1062,1063,1064,1065,1066,1072,1074. 

3. Gemeinde Parkstetten, Gemarkung Reibersdorf 

Flurstücke, die vollständig im Entwicklungsbe­
reich liegen: 

Flurstücke Nrn.: 369/3, 369/59, 370. 

§3 

Dem Zweckverband "Industriegebiet mit Do­
nau-Hafen Straubing-Sand" werden nach § 54 
Abs. 4 des Städtebauförderungsgesetzes die sich 
aus § 54 Abs. 1 bis 3 des Städtebauförderungsgeset­
zes ergebenden Zuständigkeiten und Befugnisse 
der Vorbereitung und Durchführung der Entwick­
lungsmaßnahme übertragen. 

§4 

Diese Verordnung tritt am 30. Juni 1987 in Kraft. 

München, den 25. Juni 1987 

Der Bayerische Ministerpräsident 
FranzJosef S t rau ß 



194 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/1987 

Städtebaulicher Entwicklungsbereich 
"Straubing -Sand" 

im Verbandsgebiet des Zweckverbandes 
"Industriegebiet mit Donau-Hafen 

Straubing-Sand" 
Ml:25 000 
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2023-7-1 

Eigenbetriebsverordnung (EBV) 

Vom 29. Mai 1987 

Auf Grund von Art. 95 Abs. 4, Art. 123 Abs. 1 Nrn. 9 
und 10 der Gemeindeordnung (GO), Art. 82 Abs. 4, 
Art. 109 Abs. 1 Nm. 9 und 10 der Landkreisordnung 
und Art. 80 Abs. 4, Art. 103 Abs. 1 Nm. 9 und 10 der 
Bezirksordnung erläßt das Bayerische Stl;l.atsmini­
sterium des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Ausnahmen 

Absch nitt 1 

Allgemeines 

§ 3 Erweiterung des Geltungsbereichs 

§ 4 Zusammenfassung von Eigenbetrieben 

Abschnitt 2 

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 

§ 5 Vermögen des Eigenbetriebs 

§ 6 Maßnahmen zur Erhaltung des Vermögens und der Lei­
stungsfähigkeit 

§ 7 Leistungen im Verhältnis zwischen Eigenbetrieb und 
Gemeinde 

§ 8 Gewinn und Verlust 

§ 9 Vergabe von Aufträgen 

§ 10 Kassenwirtschaft 

§ 11 Wirtschaftsjahr 

§ 12 Leitung des Rechnungswesens 

§ 13 Wirtschaftsplan 

§ 14 Erfolgsplan 

§ 15 Vermögensplan 

§ 16 Stellenplan und Stellenübersicht 

§ 17 Finanzplanung 

§ 18 Buchführung und Kostenrechnung 

§ 19 Zwischenberichte 

§ 20 Jahresabschluß 

§ 21 Bilanz 

§ 22 Gewinn- und Verlustrechnung, Erfolgsübersicht 

§ 23 Anhang, Anlagennachweis 

§ 24 Lagebericht 

§ 25 Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahres­
abschlusses und Lageberichts 

Abschnitt 3 

Schlußvorschriften 
§ 26 Übergangsbestimmungen 

§ 27 Änd.erung von Rechtsvorschriften 

§ 28 lnkrafttreten, Außerkrafttreten 

Abschnitt 1 

Allgemeines 
§1 

Geltungsbereich 

(1) Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbetriebe, 

Art. 95 GO) werden im Rahmen der Vorsch riften 
der Gemeindeordnung nach dieser Verordnung und 
nach den ergänzenden Bestimmungen der Be­
triebssatzung des Eigenbetr iebs geführt. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten 
entsprechend für die Eigenbetriebe von Landkrei­
sen, Bezirken, Verwaltungsgemeinschaften und 
Zweckverbänden. 

§2 

Ausnahmen 

(1) lEigenbetriebe mit einem Versorgungs- und 
Einzugsgebiet unter 10 000 Einwohner sind von den -
Vorschriften des Art. 95 GO und dieser Verordnung 
freigestellt. 2Die Gemeinde kann jedoch durch Sat­
zung bestimmen, daß diese Vorschriften ganz oder 
teilweise anzuwenden sind. 

(2) 1 Andere Eigenbetriebe können auf Antrag des 
Trägers im Einzelfall von den in Absatz 1 genann­
ten Vorschriften ganz oder teilweise befreit werden. 
2Über den Antrag entscheidet das-Staatsministe­
rium des Innern, wenn der Träger seiner Aufsicht 
unterliegt; im übrigen entscheiden die Regierun­
gen. 

§3 

Erweiterung des Geltungsbereichs 

Die Gemeinde kann durch Satzung bestimmen, 
daß nichtwirtschaftliche Unternehmen, die in 
einem engen wechselseitigen wirtschaftlichen oder 
technischen Zusammenhang mit einem wirtschaft­
lichen Unternehmen stehen, ganz oder teilweise 
nach den für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
geführt werden, wenn dadurch der öffentliche 
Zweck des Unternehmens besser erfüllt werden 
kann. 

§4 

Zusammenfassung von Eigenbetrieben 

(1) lDie Versorgungsbetriebe einer Gemeinde 
sind zu einem Eigenbetrieb zusammenzufas,sen. 
2Das gleiche gilt für die Verkehrsbetriebe. 3Die Ver­
sorgungsbetriebe sollen durch die Betriebssatzung 
den Namen "Gemeindewerke" ("Stadtwerke") er­
halten. 4Die Betriebssatzung kann 

1. die Einbeziehung der Verkehrsbetriebe sowie 
sonstiger Eigenbetriebe in die Gemeindewerke 
und 

2. in Ausnahmefällen die gesonderte Führung von 
einzelnen Versorgungsbetrieben oder von einzel­
nen Verkehrsbetrieben 

vorsehen. 

(2) Nichtwirtschaftliche Unternehmen, die gemäß 
§ 3 nach den für Eigenbetriebe geltenden Vorschrif­
ten geführt werden, sollen mit dem wirtschaftlichen 
Unternehmen zu einem einheitlichen Eigenbetrieb 
zusammengefaßt werden. 



196 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr.14/1987 

Abschnitt 2 

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 

§5 

Vermögen des Eigenbetriebs 

(1) lDer Eigenbetrieb ist finanzwirtschaftlich als 
Sondervermögen der Gemeinde zu verwalten und 
nachzuweisen. 2Auf die Erhaltung des Sonderver­
mögens ist Bedacht zu nehmen. 

(2) IDer Eigenbetrieb ist mit einem angemesse­
nen Stammkapital auszustatten. 2Die Höhe des 
Stammkapitals ist in der Betriebssatzung festzu­
setzen. 

§6 

Maßnahmen zur Erhaltung des Vermögens 
und der Leistungsfähigkeit 

(1) I Für die dauernde technische und wirtschaftli -
ehe Leistungsfähigkeit des Eigenbetriebs ist zu sor­
gen. 2Insbesondere sind alle notwendigen Instand­
haltungsarbeiten rechtzeitig durchzuführen. 

(2) I Für die technische und wirtschaftliche Fort­
entwicklung des Eigenbetriebs und, soweit die Ab­
schreibungen nicht ausreichen, für Erneuerungen 
sollen aus dem Jahresgewinn Rücklagen gebildet 
werden. 2Bei umfangreichen Investitionen kann ne­
ben die Eigenfinanzierung die Finanzierung aus 
Krediten treten. 3Eigenkapital und Fremdkapital 
sollen in einem angemessenen Verhältnis zueinan­
derstehen. 

(3) I Die Gemeinde darf das Eigenkapital zum 
Zweck der Rückzahlung nur ausnahmsweise und 
nur dann vermindern, wenn dadurch die Erfüllung 
der Aufgaben und die zukünftige Entwicklung des 
Eigenbetriebs nicht beeinträchtigt werden. 2Hier­
über entscheidet der Gemeinderat. 3Vor der Be­
schlußfassung ist die Werkleitung zu hören; sie hat 
schriftlich Stellung zu nehmen. 

§7 

Leistungen im Verhältnis zwischen 
Eigenbetrieb und Gemeinde 

ISämtliche Lieferungen, Leistungen und Kredite 
-sind auch im Verhältnis zwischen dem Eigenbe­
trieb und der Gemeinde, einem anderen Eigenbe­
trieb der Gemeinde oder einer Gesellschaft, an der 
die Gemeinde beteiligt ist, angemessen zu vergüten. 
2Der Eigenbetrieb kann jedoch, soweit andere 
Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, 

1. Wasser für den Brandschutz, für die Reinigung 
von Straßen und Abwasseranlagen sowie für öf­
fentliche Zier- und Straßenbrunnen unentgeltlich 
oder verbilligt liefern, 

2. Anlagen für die Löschwasserversorgung unent­
geltlich oder verbilligt zur Verfügung stellen, 

3. auf die Tarifpreise für Lieferungen von Elektrizi­
tät, Gas, Wasser und Wärme einen Preisnachlaß 
gewähren. 

§8 

Gewinn und Verlust 

(1) Der Jahresgewinn des Eigenbetriebs soll so 
hoch sein, daß neben angemessenen Rücklagen 
nach § 6 Abs. 2 mindestens eine marktübliche Ver­
zinsung des Eigenkapitals erwirtschaftet wird. 

(2) lEin Jahresverlust ist, soweit er nicht aus 
Haushaltsmitteln der Gemeinde ausgeglichen wird, 
auf neue Rechnung vorzutragen. 2Die Gewinne der 
folgenden fünf Jahre sind zunächst zur Verlusttil­
gung zu verwenden. 3Ein nach Ablauf von fünf J ah­
ren nicht getilgter Verlustvortrag kann durch Ab­
buchung von den Rücklagen ausgeglichen werden, 
wenn das die Eigenkapitalausstattung zuläßt; ist 
das nicht der Fall, so ist der Verlust aus Haushalts­
mitteln der Gemeinde auszugleichen. 

§9 

Vergabe von Aufträgen 

Bei der Vergabe' von Aufträgen und dem Ab­
schluß von Verträgen ist nach § 31 der Kommunal­
hau~haltsverordnung (KommHV) zu verfahren. 

§ 10 

Kassenwirtschaft 

(1) Für den Eigenbetrieb ist eine Sonderkasse 
einzurichten. 

(2) IVorübergehend nicht benötigte Geldmittel 
des Eigenbetriebs sollen in Abstimmung mit der 
Kassenlage der Gemeinde angelegt werden. 2Wenn 
die Gemeinde die Mittel vorübergehend bewirt­
schaftet, ist sicherzustellen, daß sie dem Eigenbe­
trieb bei Bedarf wieder zur Verfügung stehen. 

§11 

Wirtschaftsj ahr 

IWirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Haus­
haltsjahr der Gemeinde. 2Wenn die Art des Betriebs 
es erfordert, kann die Betriebssatzung ein hiervon 
abweichendes Wirtschaftsj ahr bestimmen. 

§ 12 

Leitung des Rechnungswesens 
lAlle Zweige des Rechnungswesens sind einheit­

lich zu leiten. 2Hat der Eigenbetrieb einen Werklei­
ter für die kaufmännischen Angelegenheiten, so ist 
dieser für das Rechnungswesen verantwortlich. 

§ 13 

Wirtschaftsplan 

(1) IDer Eigenbetrieb hat vor Beginn eines jeden 
Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan aufzustel­
len. 2Dieser besteht aus dem Erfolgsplan und dem 
Vermögensplan. . 

(2) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu än­
dern, wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich verschlechtern wird und diese 
Verschlechterung die Haushaltslage der Gemein­
de beeinträchtigt oder eine Änderung des Vermö­
gensplans bedingt oder 

2. zum Ausgleich des Vermögensplans erheblich 
höhere Zuführungen der Gemeinde oder höhere 
Kredite erforderlich werden oder 

3. im Vermögensplan weitere Verpflichtungser­
mächtigungen vorgesehen werden sollen oder 

4. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der im 
Stellenplan und in der Stellenübersicht vorgese­

-henen Stellen erforderlich wird, es sei denn, daß 
es sich um eine vorübergehende Einstellung von 
Aushilfskräften handelt. 
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§ 14 

Erfolgsplan 

(1) IDer Erfolgsplan muß alle voraussehbaren Er­
träge und Aufwendungen des Wirtschaftsjahres 
enthalten. 2Er ist mindestens wie die GewiIln- und 
Verlustrechnung (§ 22 Abs. 1) zu gliedern. 

(2) I Die veranschlagten Erträge, Aufwendungen 
und Zuweisungen zu den Rücklagen sind ausrei­
chend zu begründen, insbesondere soweit sie von 
den Vorjahreszahlen erheblich abweichen. 2Zum 
Vergleich sind die Zahlen des Erfolgsplans des lau­
fenden Jahres und die abgerundeten Zahlen der 
Gewinn- und Verlustrechnung des Vorjahres dane­
benzustellen. 

(3) ISind bei der Ausführung des Erfolgsplans er­
folggefährdende Mindererträge zu erwarten, so hat 
die Werkleitung den ersten Bürgermeister unver­
züglich zu unterrichten. 2Über erfolggefährdende 
M~hraufwendungen hat der Werkausschuß zu be­
schließen, soweit nicht der Gemeinderat sich die 
Entscheidung allgemein vorbehält oder im Einzel­
fall .an sich zieht oder die Werkleitung zuständig ist 
(Art. 95 Abs.1 GO). 3An die Stelle des Werkaus­
schusses bzw. des Gemeinderats tritt bei Eilbedürf­
tigkeit der erste Bürgermeister; er hat den Werk­
ausschuß bzw. den Gemeinderat in der nächsten 
Sitzung über seine Entscheidung zu unterrichten 
(Art. 37 Abs. 3 GO). 

§ 15 

Vermögensplan 

(1) Der Vermögensplan muß mindestens enthal­
ten: 

1. alle voraussehbaren Einnahmen und Ausgaben 
des Wirtschaftsjahres, die sich aus Anlagenände­
rungen (Erneuerung, Erweiterung, Neubau, Ver­
äußerung) und aus der Kreditwirtschaft des Ei­
genbetriebs ergeben, 

2. die notwendigen Verpflichtungsermächtigungen. 

(2) lAuf der Einnahmenseite des Vermögensplans 
sind die vorhandenen oder zu beschaffenden Dek­
kungsmittel nachzuweisen. 2Deckungsmitte l, die 
aus dem Haushalt der Gemeinde stammen, müssen 
mit den Ansätzen im Haushaltsplan der Gemeinde 
übereinstimmen. 

(3) IDie Ausgaben und die Verpflichtungser­
mächtigungen für Anlagenänderungen sind nach 
Vorhaben getrennt zu veranschlagen und zu erläu­
tern. 2Die Vorhaben sind nach dem Anlagennach­
weis (§ 23 Abs. 2) und die Ansätze, soweit möglich, 
nach Anlageteilen zu gliedern. 3Die §§ 10 und 27 
Abs. 2 und 3 KommHV sind anzuwenden. 

(4) IFür die Inanspruchnahme der Ausgabemittel 
gilt § 27 Abs. 1 KommHV sinngemäß. 2Die Ausgabe­
ansätze sind übertragbar. 

(5) lAusgaben für verschiedene yorhaben sind 
nicht gegenseitig deckungsfähig. 2Uber Mehraus­
gaben für das Einzelvorhaben, die einen in der Be­
triebssatzung festzusetzenden Betrag überschrei­
ten, hat der Werkausschuß zu beschließen, soweit 
nicht der Gemeinderat sich die Entscheidung allge­
mein vorbehält oder im Einzelfall an sich zieht oder 
die Werkleitung zuständig ist (Art. 95 Abs. 1 GO). 

3An die Stelle des Werkausschusses bzw. des Ge­
meinderats tritt bei Eilbedürftigkeit der erste Bür­
germeister; er hat den Werkausschuß bzw. den Ge­
meinderat in der nächsten Sitzung über seine Ent­
scheidungen zu unterrichten (Art. 37 Abs. 3 GO). 

§ 16 

Stellenplan und Stellenübersicht 

Dem Wirtschaftsplan ist ein Auszug aus dem 
Stellenplan und der Stellenübersicht der Gemeinde 
nach § 6 KommHV beizufügen. 

§ 17 

Finanzplanung 

(1) Der fünf jährige Finanzplan besteht aus: 

1. einer Übersicht über die Entwicklung der Ausga­
ben und der Deckungsmittel des Vermögensplans 
entsprechend der für diesen vorgeschriebenen 
Ordnung, nach Jahren gegliedert, und 

2. einer Übersicht über die Entwicklung der Ein­
nahmen und Ausgaben des Eigenbetriebs, die 
sich auf die Finanzplanung für den Haushalt der 
Gemeinde auswirken. 

(2) § 24 Abs. 2 bis 4 KommHV gelten entspre­
chend. 

§ 18 

Buchführung und Kostenrechnung 

(1) IDer Eigenbetrieb führt seine Rechnung nach 
den Regeln der kaufmännischen doppelten Buch­
führung oder einer entsprechenden Verwaltungs­
buchführung. 2Die Art der Buchungen muß die 
zwangsläufige Fortschreibung der Vermögens- und 
Schuldenteile ermöglichen. 3Die Buchführung muß 
zusammen mit der Bestandsaufnahme die Aufstel­
lung von Jahresabschlüssen gestatten, die den An­
forderungen nach § 20 entsprechen. 4Eine Anlagen­
buchführung muß vorhanden sein. 

(2) IDie Vorschriften des Dritten Buchs des Han­
delsgesetzbuchs über Buchführung, Inventar und 
Aufbewahrung sind unbeschadet des Satzes 2 anzu­
wenden, soweit sie nicht bereits unmittelbar gelten. 
2§ 257 Abs. 3 bis 5 des Handelsgesetzbuchs (HGB) 
findet beim Eigenbetrieb nur auf Handelsbriefe 

. Anwendung. 

(3) Der Eigenbetrieb hat die für Kostenrechnun­
gen erforderlichen Unterlagen zu führen und nach 
Bedarf Kostenrechnungen zu erstellen. 

§ 19 

Zwischenberichte 

IDie Werkleitung hat den ersten Bürgermeister 
und den Werkausschuß vierteljährlich über die 
Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie 
über die Abwicklung des Vermögensplans schrift­
lich zu unterrichten. 2In der Betriebssatzung kön­
nen Vorschriften über eine andere Frist von nicht 
mehr als sechs Monaten und über den Jnhalt der 
Zwischenberichte erlassen werden. 
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§20 

Jahresabschluß 

IFür den Schluß eines jeden Wirtschaftsjahres ist 
ein Jahresabschluß aufzustellen, der aus der Bilanz, 
der Gewinn- und Verlustrechnung und dem An­
hang besteht. 2Die allgemeinen Vorschriften, die 
Vorschriften über den Ansatz, die Bilanz, die Ge­
winn- und Verlustrechnung, die Bewertung und 
über den Anhang, die nach dem Dritten Buch des 
Handelsgesetzbuchs (Erster und Zweiter Ab­
schnitt), für den Jahresabschluß der großen Kapi­
talgesellschaften gelten, finden sinngemäß Anwen­
dung, soweit sich aus dieser Verordnung n ichts 
anderes e rgibt. 

§ 21 

Bilanz 

. (1) IDie Bilanz ist, wenn der Gegenstand des Be­
triebs keine abweichende Gliederung bedingt, die 
gleichwertig sein muß, unbeschadet einer weiteren 
Gliederung nach einem Formblatt aufzustellen, das 
einem vom Staatsministerium des Innern bekannt­
gegebenen Muster zu entsprechen hat. 2§ 268 Abs. 1 
bis 3, § 270 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie § 272 HGB 
finden keine Anwendung. 

(2) Das Stammkapital ist mit seinem in der Be­
triebssatzung festgelegten Betrag anzusetzen. 

(3) 1 Ertragszuschüsse können als Passivposten 
ausgewiesen oder von den Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten der bezuschußten Anlagen abge­
setzt werden. 2Werden Ertragszuschüsse passiviert, 
so sind jährlich diejenigen Teilbeträge als Umsatz­
erlöse in die Gewinn- und Verlustrechnung zu 
übernehmen, die an der Wirtschaftlichkeit der be­
zuschußten Betriebsleistungen jeweils fehlen. 
3Soweit der Eigenbetrieb Bauzuschüsse auf Grund 
allgemeiner Lieferbedingungen oder einer Satzung 
erhebt, gelten sie als Ertragszuschüsse. 4Werden 
derartige Ertragszuschüsse passiviert, so sind sie 
jährlich mit einem Zwanzigstel aufzulösen. 5Kapi­
talzuschüsse der öffentlichen Hand, die die Ge­
meinde für den Eigenbetrieb erhalten hat, sind dem 
Eigenkapital zuzuführen, soweit die den Zuschuß 
bewilligende Stelle nichts Gegenteiliges bestimmt. 
61m übrigen finden auf die Bilanzierung der Zu­
schüsse die allgemeinen Grundsätze ordnungs­
mäßiger Buchführung Anwendung. 

§ 22 

Gewinn- und Verlustrechnung, 
Erfolgsübersicht 

(1) Die Gewinn- und Verlustrechnung ist, wenn 
der Gegenstand des Betriebs keine abweichende 
Gliederung bedingt, die gleichwertig sein muß, un­
beschadet einer weiteren Glie«;lerung nach einem 
Formblatt aufzustellen, das einem vom Staatsmini­
sterium des Innern bekanntgegebenen Muster zu 
entsprechen hat. 

(2) Bei Versorgungsbetrieben muß der Ertrag aus 
Energielieferungen (Strom, Gas, Wärme) und Was­
serlieferungen in jedem Wirtschaftsjahr 365, in 
Schaltjahren 366 Tage umfassen und auf den Bi­
lanzstichtag abgegrenzt sein. 

(3) 1 Eigenbetriebe mit mehr als einem Betriebs­
zweig haben zum Ende eines jeden Wirtschaftsjah­
res außerdem eine Erfolgsübersicht aufzustellen. 

2Die Erfolgsübersicht ist mindestens nach einem 
Formblatt zu gliedern, das einem vom Staatsmini­
sterium des Innern bekanntgegebenen Muster zu 
entsprechen hat. 3Dabei sind gemeinsame Aufwen­
dungen und Erträge sachgerecht auf die Betriebs­
zweige aufzuteilen, soweit Lieferungen und Lei­
stungen nicht gesondert verrechnet werden. 

§23 
Anhang, Anlagennachweis 

(1) l§ 285 Nr. 8 und § 286 Abs. 2 und 3 HGB finden 
keine Anwendung. 2Die in § 285 Nrn. 9 und 10 HGB 
genannten Angaben sind in entsprechender An­
wendung dieser Vorschriften für die Mitglieder der 
Werkleitung und des Werkausschusses zu machen; 
die Angaben gemäß § 285 Nr. 9 HGB jedoch nur, so­
weit es sich um Leistungen des Eigenbetriebs 
handelt. 

(2) In einem Anlagennachweis als Bestandteil des 
Anhangs ist die Entwicklung der einzelnen Posten 
des Anlagevermögens einschließlich der Finanzan­
lagen nach Formblättern darzustellen, die den vom 
Staatsministerium des Innern bekanntgegebenen 
Mustern zu entsprechen haben. 

§24 

Lagebericht 

IGleichzeitig mit dem Jahresabschluß ist ein La­
gebericht aufzustellen. 2§ 289 HGB gilt sinngemäß 
mit der Maßgabe, daß die dort in Absatz 2 genann­
ten Sachverhalte behandelt werden müssen. 31m 
Lagebericht ist auch einzugehen auf 

1. die Änderungen im Bestand der zum Eigenbe­
trieb gehörenden Grundstücke und grundstücks­
gleichen Rechte, 

2. die Änderungen in Bestand, Leistungsfähigkeit 
und Ausnutzungsgrad der wichtigsten Anlagen, 

3. den Stand der Anlagen im Bau und der geplanten 
Bauvorhaben, 

4. die Entwicklung des Eigenkapitals und der Rück­
stellungen jeweils unter Angabe von Anfangs­
stand, Zugängen und Entnahmen, 

5. die Umsatzerlöse mittels einer Mengen- und Ta­
rifstatistik des Berichtsjahres im Vergleich mit 
dem Vorjahr, 

6. den Personalaufwand mittels einer Statistik über 
die zahlenmäßige Entwicklung der Belegschaft 
unter Angabe der Gesamtsummen der Löhne, 
Gehälter, Vergütungen, sozialen Abgaben, Auf­
wendungen für Altersversorgung und Unterstüt­
zung einschließlich der Beihilfen und der sonsti­
gen sozialen Aufwendungen für das Wirtschafts­
jahr. 

§25 

Aufstellung, Behandlung und Offenlegung 
des Jahresabschlusses und Lageberichts 

(1) IDie Werkleitung hat den Jahresabschluß, den 
Lagebericht und die Erfolgsübersicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres 
aufzustellen und über den ersten Bürgermeister 
dem Werkausschuß vorzulegen. 2Der Jahresab­
schluß und der Lagebericht sind vom Werkleiter, 
bei einer Werkleitung mit mehreren Werkleitern 
von sämtlichen Werkleitern unter Angabe des Da­
tums zu unterzeichnen. 
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(2) lDer Jahresabschluß ist nach den hierfür gel­
tenden gesetzlichen Vorschriften zu prüfen. 2Dabei 
ist der Lagebericht auch darauf zu prüfen, ob § 24 
Satz 3 beachtet ist und ob die sonstigen Angaben im 
Lagebericht nicht eine falsche Vorstellung von der 
Lage des Eigenbetriebs erwecken. 3Bei der Beurtei­
lung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist die Er­
folgsübersicht zu berücksichtigen. 

(3) lDer Jahresabschluß, der Anhang mit Anla­
gennachweis, die Erfolgsübersicht und der Lagebe­
richt sind mit der Stellungnahme des Werkaus­
schusses dem Gemeinderat vorzulegen. 2Die Ab­
schlußprüfung und die örtliche Rechnungsprüfung 
haben dieser Vorlage vorauszugehen. 3Nach Auf­
klärung etwaiger Unstimmigkeiten stellt der Ge­
meinderat den Jahresabschluß in öffentlicher Sit­
zung alsbald fest. 4Gleichzeitig beschließt er über 
die Verwendung des Jahresgewinns oder die Be­
handlung des Jahresverlustes. 

(4) lDer Beschluß über die Feststellung des Jah­
resabschlusses ist ortsüblich bekanntzugeben. 2In 
der ortsüblichen Bekanntgabe sind der Bestäti­
gungsvermerk des Abschlußprüfers oder der Ver­
merk über dessen Versagung und die beschlossene 
Verwendung des Jahresgewinns oder Behandlung 
des Jahresverlustes anzugeben. 3Gleichzeitig sind 
der Jahresabschluß und der Lagebericht an sieben 
Tagen öffentlich auszulegen; in der Bekanntgabe 
ist auf die Auslegung hinzuweisen. 

. Abschnitt 3 

Schlußvorschriften 

§26 

Übergangsbestimmungen 

(1) lDie Vorschriften des § 14 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 Satz 2, des § 15 Abs. 3 Satz 2, des § 18 Abs. 1 
Satz 3 und Abs. 2, der §§ 20 bis 24 und des § 25 Abs. 1 
sind spätestens auf das nach dem 31. Dezember 
1987 beginnende Wirtschaftsjahr anzuwenden. 2Bis 
zur erstmaligen Anwendung dieser Vorschriften 
sind weiterhin die Vorschriften des § 8 Abs. 3 Satz 2, 
des § 13 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2, des § 14 Abs. 3 
Satz 2, des § 17 Abs. 1 Satz 2, der §§ 19 bis 22, des § 23 . 
Abs. 1 und die Formblätter 1 bis 5 (Anlagen 1 bis 5) 
der Eigenbetriebsverordnung vom 21. November 
1938 (BayBS ErgB S. 56), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 16. Dezember 1982 (GVBl S. 1126), 
anzuwenden. 

(2) Bis zur erstmaligen Anwendung der in Absatz 
1 Satz 1 genannten Vorschriften ist § 25 Abs. 2 bis 4 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle des 
neuen Jahresabschlusses und Lageberichts der 
Jahresabschluß und der Jahresbericht nach den 
bisherigen Vorschriften treten. 

(3) lIn Verbindung mit den nach § 20 Satz 2 anzu­
wendenden Vors.<?hriften des Handelsgesetzbuchs 
finden auch die Ubergangsvorschriften des Art. 24 
Abs. 1 bis 5 und des Art. 28 des Einführungsgesetzes 
zum Handelsgesetzbuch für Eigenbetriebe Anwen­
dung. 2Art. 28 ist nicht anzuwenden, wenn der Ei­
genbetrieb die Versorgungsverpflichtung schon 
bisher zurückgestellt hat. 

(4) lDie auf Grund von § 27 der bisherigen Eigen­
betriebsverordnung bestehenden Befreiungen erlö­
schen spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 1990. 
2Mit ihnen erlöschen auch Befreiungen von der 
Prüfungspflicht gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 der Kom­
munalwirtschaftlichen Prüfungsverordnung. 

§27 

Änderung von Rechtsvorschriften 

Die Verordnung über das Prüfungswesen zur 
Wirtschaftsführung der Gemeinden, der Landkreise 
und der Bezirke - Kommunalwirtschaftliche Prü­
fungsverordnung - KommPrV - (BayRS 2023-2-1), 
geändert durch Verordnung vom 14. März 1985 
(GVBI S. 102), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) § 319 Abs. 2 und 3 und § 323 des Handelsge­
setzbuchs (HGB) sowie § 2 Abs. 2 dieser Verord­
nung gelten entsprechend." 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

,,§5 

Freistellung von der Abschlußprüfung 

(1) lWirtschaftliche Unternehmen, die nach § 2 
Abs. 1 der ' Eigenbetriebsverordnung (EBV) von 
den Vorschriften des Eigenbetriebsrechts freige­
stellt sind, sind auch von der Abschlußprüfung 
freigestellt. 2Werden Eigenbetriebe nach -§ 2 
Abs. 2 EBV von den Vorschriften des Eigenbe­
triebsrechts ganz oder teilweise befreit, so ist in 
diesem Verfahren gleichzeitig zu entscheiden, ob 
sie auch von der Abschlußprüfung befreit werden. 

(2) Bei anderen Eigenbetrieben, deren Verhält­
nisse geordnet sind und deren Betriebsführung 
einfach und übersichtlich ist, können die Regie­
rungen auf Antrag widerruflich zulassen, daß die 
Abschlüsse von zwei oder drei Jahren zusam­
mengefaßt geprüft werden; ist das Staatsministe­
rium des Innern Rechtsaufsichtsbehörde, so ent­
scheidet dieses." 

3. § 7 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Für den Bericht über die Abschlußprüfung 
bei einem Eigenbetrieb gilt zusätzlich folgendes: 

1. § 321 Abs. 1 und 2 HGB ist entsprechend 
anzuwenden. 

2. Sind nach einer Abschlußprüfung keine Ein­
wendungen gegen die Rechnungslegung zu er­
heben, hat der Abschlußprüfer das durch fol­
genden Vermerk zum Jahresabschluß zu bestä­
tigen: 

"Die Buchführung und der Jahresabschluß ent­
sprechen nach meiner (unserer) pflichtgemä­
ßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der 
Betriebssatzung. Der Jahresabschluß vermit­
telt unter Beachtung der Grundsätze ord­
nungsgemäßer Buchführung ein den tatsä,chli­
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der La­
gebericht steht im Einklang mit dem Jahresab­
schluß. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wur­
den geprüft; sie geben keinen Anlaß zu Bean­
standungen." 
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3. Der Bestätigungsvermerk ist in geeigneter 
Weise zu ergänzen, wenn zusätzliche Bemer­
kungen erforderlich erscheinen, um einen fal­
schen Eindruck über den Inhalt der Prüfung 
und die Tragweite des Bestätigungsvermerks 
zu vermeiden. 

4. Sind Einwendungen zu erheben, so hat der Ab­
schlußprüfer den Bestätigungsvermerk einzu­
schränken oder zu versagen. Die Versagung ist 
durch einen Vermerk zum Jahresabschluß zu 
erklären. Die Einschränkung und die Versa­
gung sind zu begründen. Einschränkungen 
sind so darzustellen, daß deren Tragweite deut­
lich erkennbar ist. Ergänzungen des Bestäti­
gungsvermerks nach Nummer 3 sind nicht als 
Einschränkung anzusehen." 

§28 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

lDiese Verordnung tritt am 1. Juli 1987 in Kraft. 
2Gleichzeitig tritt die Eigenbetriebsverordnung 
vom 21. November 1938 (BayBS ErgB S. 56, BayRS 
2023-7 -I), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
16. Dezember 1982 (GVBl S. 1126), außer Kraft. 

München, den 29. Mai 1987 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

August R. L a n g, Staatsminister 

7803-1-E 

Verordnung 
zur Änderung der Schulordnung 

für die staatlichen Landwirtschaftsschulen 

Vom 30. Mail987 

Auf Grund von Art. 24 Abs. 2 Satz 2, Art. 28, 66 und 
97 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie­
hungs- und Unterrichtswesen erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Schulordnung für die staatlichen Landwirt­
schaftsschulen vom 1. Juni 1983 (GVBl S.443) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

.. (5) lEin erstes Semester wird nur bei minde­
stens 16 Studierenden eröffnet. 2In Ausnahmefäl­
len kann die Regierung Abweichungen zulassen; 

. dabei muß in der Abteilung Hauswirtschaft die 
Zahl der Studierenden im ersten Semester der 
Größe einer Praxisgruppe entsprechen." 

2. § 26 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

.. Zum Abschluß des ersten und des zweiten Seme­
sters erhalten die Studierenden je ein Semester­
zeugnis nach dem vom Staatsministerium her­
ausgegebenen Vordruck." 

3. § 27 Abs. 3 Nrn. 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

.. 1. in der Abteilung Landwirtschaft 

a) Betriebslehre, 

. b) Pflanzliche Erzeugung und Vermarktung, 

c) Tierische Erzeugung und Vermarktung, 

d) Berufs- und Arbeitspädagogik, 

2. in der Abteilung Hauswirtschaft 

a) Haushaltsführung, 

b) Ernährung und Gesundheit, 

c) Familien- und Berufspädagogik, 

d) Betriebspraktische Übungen, 

3. in der Abteilung Hauswirtschaft, Wirtschafte­
rinnensemester 

a) Haushaltsführung, 

b) Ernährung und Sozialhygiene, 

c) Berufs- und Arbeitspädagogik, 

d) Betriebspraktische Übungen." 

4. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 5 bis 7 und 9 entfallen jeweils 
die in Klammern gesetzten Verweisungen auf 
Anlagen . 

b) Es wird folgender Absatz 12 angefügt: 

.. (12) DIe in den Absätzen 5 bis 7 und 9 ge­
nannten Zeugnisse, Urkunden und Bestäti­
gungen werden nach den vom Staatsministe­
rium herausgegebenen Vordrucken erteilt." 

5. Die Anlagen 1 bis 3 werden durch die Anlagen 1 
bis 3 dieser Verordnung ersetzt . 

6. Die Anlagen 4a, .4b, 5, 6a, 6b, 6c, 7a, 7b, 7c und 8 
werden aufgehoben. 

§2 

lDiese Verordnung tritt am 1. Oktober 1987 in 
Kraft. 2Für das dritte Semester der Abteilung Haus­
wirtschaft gelten im Schuljahr 1987/88 übergangs­
weise noch die bisherigen Bestimmungen. 

München, den 30. Mai 1987 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Hans Eis e n man n, Staatsminister 
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Stundentafel 
für die Abteilung Landwirtschaft 

1. Semester 
Wochen-
stunden 

1. Pflichtfächer 
1.1 Personale Bildung 

1.1.1 Religionslehre 1 
1.1.2 Berufs- und Arbeitspädagogik 2 

1.1.3 Rede- und Diskussionstechnik 1 

1.2 Pflanzliche Erzeugung 
1.2.1 Pflanzliche Erzeugung und Vermarktung 7 
1.2.2 Waldwirtschaft 1 ) -
1.2.3 Sonderfach2) 

1.3 Tierische Erzeugung 
1.3.1 Tierische Erzeugung und Vermarktung 4 
1.3.2 Tiergesundheitslehre 

I -
1.3.3 Sonderfach2) 

1.4 Wirtschaftslehre des Landbaues 
1.4.1 Marktwirtschaft und Agrarpolitik 2 

1.4.2 Betriebslehre 3 
1.4.3 Landwirtschaftliche Buchführung 3 
1.4.4 Technik und Bauen (Verfahrenstechnik) 3) 7 
1.4.5 Rechtslehre -
1.4.6 Steuer- und Sozialwesen -
1.4.7 Landwirtschaftliche Hauswirtschaft -
1.5 Seminare und tlbungen 2 

Mindestpflichtstunden 32 

2. Verfügungsstunden 2 

3. Wahlfächer 
3.1 Landwirtschaftliche Hauswirtschaft -
3.2 Naturschutz und Landschaftspflege 1 

3.3 Lebensgemeinschaft Wald 1 
3.4 Musische Bildung 1 
3.5 Sport 1 

2. Semester 
Schultage 

-
-
-

} 9 

4 

-

1 

-
-

1 
-
-
-
-

15 

-

2 . 
2 
2 

-
-

201 

Anlage 1 

(zu § 9 Abs. 1) 

3. Semester 
Wochen-
stunden 

1 
3 
1 

4 
1 

5 
1 

2 

7 
-
-

2 
2 
1 
2 

32 

2 

-
1 

-
1 
1 

1) In Schuleinzugsgebieten mit besonders hohem Anteil an Bauernwald kann der Unterricht auf zwei Wochenstunden 
erhöht werden; der Unterricht in Pflanzlicher Erzeugung ist dann entsprechend zu verringern. ' 

2) Ein Sonderfach muß sich auf wichtige Sonderbetriebszweige im Schuleinzugsgebiet beziehen und im Rahmen der für 
pflanzliche und tierische Erzeugung vorgeschriebenen Pflichtstundenzahl abgehalten werden. 

3) Zusätzlich ein einwöchiges Landmaschinenseminar an einer Landmaschinenschule. 
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Stundentafel 
für die Abteilung Hauswirtschaft 

1. Semester 
Wochen-
stunden 

1. Pflichtfächer 
1.1 Personale Bildung 
1.1.1 Religionslehre 1 
1.1 .2 Familien- und Berufspädagogik 3 
1.1.3 Rede- und Diskussionstechnik 1 
1.1.4 Rechtslehre -
1.2 Hauswirtschaft 
1.2.1 Haushaltsführung 4 
1.2.2 Ernährung und Gesundheit 3 
1.2.3 Nahrungszubereitung 6 
1.2.4 Textilarbeit 4 
1.2.5 Haus- und Textilpflege 2 
1.2.6 Hausgartenbau 1 
1.2.7 Betriebspraktische Übungen -
1.3 Landwh:tschaft 
1.3.1 Landwirtschaftliche Produktion 3 
1.3.2 Buchführung 3 
1.3.3 Landwirtschaftliche Betriebsführung 1 
1.3.4 Marktkunde -
1.3.5 Steuer- und Sozialwesen -

Mindestpflichtstunden 32 

2. Verfügungsstunden -2 

3. Wahlfächer 
3.1 Landwirtschaftliche Produktion *) -
3.2 Naturschutz und Landschaftspflege 1 
3.3 Lebensgemeinschaft Wald 1 
3.4 Musische Bildung 1 
3.5 Sport 1 

*) nach örtlichen Schwerpunkten 

2. Semester 
Schultage 

-
3 

-
-

4 
4 

-
-
-

4 

-

-
-
-
-
-

15 

-

3 
2 

2 
-
-

Anlage 2 

(zu § 9 Abs. 1) 

3. Semester 
Wochen-
stunden 

1 

4 
1 

1 

4 
3 
4 
4 

-
2 -
3 

-
-

2 
1 
2 

32 

2 

-
1 

-
1 
1 
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1. 

1.1 

1.1.1 

1.1.2 

1.1.3 
1.1.4 
1.2 
1.2.1 
1.2.2 

1.2.3 

1.2.4 

1.2.5 

1.2.6 

2. 
2.1 

2.2 

Pflichtfächer 
Personale Bildung 
Religionslehre 

Stundentafel 
Wirtschafterinnensemester 

Berufs- und Arbeitspädagogik 
Sozial- und Berufskunde 
Gemeinschaftspflege 
Hauswirtschaft 
Haushaltsführung 
Geschäftsverkehr 
Ernährung und Sozialhygiene 
Nahrungszubereitung 
Haus- und Textilpflege 
Betriebspraktische Übungen 

Mindestpflichtstunden 

Wahlfächer 
Werken 
Sport 

Bemerkung: 

Das Pflichtfach Gemeinschaftspflege wird nicht benotet. 

-

203 

Anlage 3 

(zu § 9 Abs. 1) 

Wochen-
stunden 

1 

4 

2 
1 

-

6 
1 

3 
2 

2 

11 

33 

1 
1 
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215-4-1-1-1 . 

Verordnung . 
über den Fonds 

zur Förderung des Katastrophenschutzes 
(Katastrophenfondsverordnung - KfV) 

Vom 4. Juni 1987 

Auf Grund des Art. 7 Abs. 3 Satz 3 des Bayeri­
schen Katastrophenschutzgesetzes - BayKSG -
(BayRS 215-4-1-1) erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

§1 

Die Beiträge zum Katastrophenfonds werden wie 
folgt festgesetzt: 

Für die Jahre 1987 und1988 auf 

1. je 2 100000 DM für den Freistaat Bayern und 

2. je 1 050 000 DM für die Landkreise und kreis­
freien Gemeinden zusammen. 

§2 

Der Beitrag des Freistaates Bayern zum Kata­
strophenfonds wird jährlich in zwei gleichen Teil­
beträgen am 1. Januar und 1. Juli an den Katastro­
phenfonds abgeführt. 

§3 

(1) IDie Beiträge der Landkreise und kreisfreien 
Gemeinden werden jährlich vom Landesamt für 
Statistik und Datenverarbeitung gemäß Art. 7 
Abs.3 Satz 2 BayKSG berechnet und durch Bei­
tragsbescheid festgesetzt. 2Sie sind auf einen vollen 
DM-Betrag aufzurunden. 

(2) Die Beitragsbescheide sollen möglichst vor 
Beginn, spätestens jedoch bis 31. März des Jahres, 
für das die Beiträge berechnet sind, zugestellt 
werden. 

(3) IDie Beiträge der Landkreise und kreisfreien 
Gemeinden werden mit der Auszahlung der Fi­
nanzzuweisungen für das vierte Vierteljahr fällig. 
2Sie werden hierbei vom Staatsministerium der Fi­
nanzen im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium des Innern einbehalten und an den Katastro­
phenfonds abgeführt. 

§4 

IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1987 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verord­
nung über den Fonds zur Förderung des Katastro­
phenschutzes (Katastrophenfondsverordnung 
KfV) vom 14. Dezember 1984 (GVBl S. 544) außer 
Kraft. 

München, den 4. Juni 1987 

Bayerisches Staatsministerium des Innem 
August R. L a n g, Staatsminister 
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2210-8-2-6-WK 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Voranmeldefristenverordnung 

Vom 4. Juni 1987 

Auf Grund von Art. 8 Abs. 2 Nr.2 und Art. 10 
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsver­
trags über die Vergabe von Studienplätzen (BayRS 
2210-8-2-WK) in Verbindung mit Art. 1 Abs.1 des 
Gesetzes zur Überleitung von Zuständigkeiten auf 
das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 
vom 23. Dezember 1986 (GVBl S. 392) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst folgende Verordnung: 

§1 
Die Verordnung über die Festsetzung von Voran­

meldefristen für nichtzulassungsbeschränkte Stu­
diengänge (Voranmeldefristenverordnung - VA V) 
vom 15. April .1983 (GVBl S.253), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 29. Mai 1985 (GVBl S. 159), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte "örtlichen 
Verteilungsverfahrens nach § 14 der Hochschul­
vergabeverordnung vom 20. Juni 1980 (GVBI 
S. 292)" ersetzt durch die Worte "Verteilungsver­
fahrens nach § 15 der Hochschulvergabeverord­
nungvom 9. Mai 1986 (GVBI S. 66)". 

2. Nummer 1 der Anlage erhält folgende Fassung: 

,,1. Technische Universität München: 
a) Diplom: 

aa) Bauingenieurwesen 

bb) Brauwesen - Getränketechnologie 

ce) Brauwesen (zweijähriger Studiengang) 

dd) Chemie 

ee) Elektrotechnik 

ff) Geographie 

gg) Geologie 

hh) Lebensmitteltechnologie 

2210-8-5-WK 

.. Siebte Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 

über die befristete Immatrikulation 
und das Weiterstudium von Studenten 

an Hochschulen mit Teil­
studiengängen 

Vom 4. J uni 1987 

Auf Grund des Art. 53 Abs. 5 des Bayer ischen 
Hochschulgesetzes in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 
des Gesetzes zur Überleitung von Zuständigkeiten 
auf das Staatsministerium für Wiss,enschaft und . 
Kunst vom 23. Dezember 1986 (GVBl' S. 392) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium Ifür Wissen­
schaft und Kunst folge nde Verordnung: 

ii) Maschinenwesen 

j j) Mineralogie 

kk) Physik 

11) Vermessungswesen 

b) Lehramt an beruflichen Schulen: 

aa) Bautechnik 

bb) Chemie 

cc) Elektrotechnik 

dd) Landwirtschaft 

ee) Meta11technik 

c) Lehrämter an Grund-, Haupt- und Sonder­
schulen: 

aa) Arbeitswissenschaft 

bb) Hauswirtschaftswissenschaft 

d) Lehramt an Realschulen: 

aa) Hauswirtschaftswissenschaft 

bb) Erweiterungsstudium Informatik 

e) Aufbaustudiengänge: 

aa) Arbeits- und Wirtschaftswissenschaf-
ten 

bb) Chemie-Ingenieur-Technik 

cc) Denkmalpflege 

dd) Getränketechnologie 

ee) Kerntechnik 

ff) Städtebau 

gg) Umweltschutz-Technik". 

§2 

lDiese Verordnung tritt am 1. Juli 1987 in Kraft. 
2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 1987/88. 

München, den 4. Juni 1987 

Bayerisches Staatsministeriuin 
für Wissenschaft und Kunst 

Prof. W. W i I d , Staatsminister 

§1 
In § 2 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die befri­

stete Immatrikulation und das Weiterstudium von 
Studenten an Hochschulen mit Teilstudiengängen 
(BayRS 2210-8-5-WK), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 3. Juni 1985 (GVBl S. 179), wird in 
Nummer 3 die Zahl ,,66" durch die Zahl ,,45" ersetzt. 

§ 2 

lDiese Verordnung tritt am 1. J uli 1987 in Kraft. 
2Sie gilt erstmals für das Winte rsemester 1987/88. 

München, den 4. J uni 1987 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Prof. W. W i I d, Staatsminister 
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2038-3-6-4-W 

Verordnung 
zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für den höheren Staatsdienst im Bergfach 

Vom 11. Juni 1987 

Auf Grund von Art. 19 Abs.2, Art. 28 Abs.2 und 
Art. 115 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen 
Beamtengesetzes erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium für Wirtschaft und Verkehr im Einver­
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen und dem Landesperspnalausschuß 
folgende Verordnung: 

§1 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
höheren Staatsdienst im Bergfach (BayRS 2038-3-
6-4-W) wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird bei den §§ 7, 9 und 11 
der bisherige Text jeweils durch den Hinweis 
,,( aufgehoben)" ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

. ,,(2) Der Bergreferendar wird ausgebildet: 

1. sechs Monate im technischen Betrieb eines 
Bergwerksunternehmens, 

2. zwei Monate im technisch-planerischen Be­
reich und bei der Werksleitung eines Berg­
werksunternehmens, 

3. sechs Monate beim Bergamt, 

4. einen Monat während der Reisezeit, 

5. neun Monate beim Oberbergamt." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Während der in Absatz 2 genannten 
Ausbildungsabschnitte wird der Bergreferen­
dar in Seminaren von insgesamt sechs Wo­
chen Dauer in 

1. Organsiation und · Führungsaufbau von 'Un-
ternehmen und Behörden, 

2. Arbeitsrecht und Arbeitsschutz, 

3. Rhetorik, 

4. Kosten-, Finanzierungs- und Bilanzierungs­
fragen, 

5. Elektronische Datenverarbeitung 

ausgebildet." 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden Absät­
ze 4 bis 8. 

d) Im neuen Absatz 4 wird Satz 2 aufgehoben. 

3. § 6 Ab.s. 1 Satz 2, §§ 7, 9 und 11 werden aufgehoben. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte "als Auf­
sichtsperson" gestrichen. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort ,,Aufsichts­
personen" durch die Worte "verantwortlichen 
Personen" ersetzt. 

5. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird ,,2, 4, 6 und 8" durch ,,1, 
2,3 und 5" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte ,,3 und 5 
genannten Ausbildungsabschnitte" durch die 
Worte ,,3 genannten Seminare" ersetzt. 

6. In § 19 Abs.2 wird ,,§ 5 Abs. 5" durch ,,§ 5 Abs. 6" 
ersetzt. 

7. In § 21 Abs.2 Satz 1 wird das Wort "sechs" durch 
das Wort "acht" ersetzt. 

8. In § 24 Abs. 4 erhalten die Sätze 2 und 3 folgende ' 
Fassung: 

,,2Dabei zählen die häusliche Prüfungsarbeit 
zweifach, die übrigen Prüfungsleistungen und die 
Bewertung des Vorbereitungsdienstes jeweils 
einfach. 3Die Summe dieser Einzelnoten, geteilt 
durch elf, ergibt die Gesamtnote." ' 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1987 in 
Kraft. 

(2) Sofern bei Inkrafttreten dieser Verordnung 
bereits mit dem Vorbereitungsdienst begonnen 
worden ist, werden Ausbildung und Prüfung nach 
den bisherigen Bestimmungen durchgeführt. 

München, den 11. Juni 1987 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr 

Anton J au man n, Staatsminister 
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2038-3-7-1-E 

Verordnung 
zur Änderung der Zulassungs-, Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung 
für den mittleren landwirtschaftlich-technischen Dienst 

in Bayern 

Vom 15. Juni 1987 

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2 und Art. 115 Abs. 2 
Satz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
und dem Landespersonalausschuß folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für den mittleren landwirtschaftlich- tech­
nischen Dienst in Bayern - LwZAPO/mtD - (BayRS 
2038-3-7-1-E) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

,,§ 1 

Zulassungsvoraussetzungen 

In den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn 
des mittleren landwirtschaftlich-technischen 
Dienstes der Fachrichtungen Allgemeine Land­
wirtschaft (AL), Tierische Erzeugung (TE) und 
Ländliche Hauswirtschaft (Hw) kann eingestellt 
werden,wer 

1. die Voraussetzungen für die Berufung in das 
. Beamtenverhältnis auf Widerruf erfüllt, 

2. mindestens den erfolgreichen Hauptschulab­
schluß oder einen nach Anhörung des Landes­
personalausschusses vom Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus als gleichwertig an­
erkannten Bildungsstand nachweist und die 
Berufsausbildung in einem landwirtschaftli­
chen oder ländlich-hauswirtschaftlichen Aus­
bildüngsberuf mit dem Zeugnis über die Ab­
schlußprüfung be endet oder eine vom Staats­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Staatsministerium) als gleich­
wertig anerkannte praktische Ausbildung ab­
solviert hat, 

3. die Abschlußprüfung an einer viersemestrigen 
Technikerschule für Landwirtschaft - Fach-

richtung Landbau oder Fachrichtung Haus­
wirtschaft und Ernährung - oder an einer 
Fachakademie für Landwirtschaft oder an ei­
ner Höheren Landbauschule 
oder 
die Meisterprüfung für den Beruf Landwirt 
oder für den Beruf Hauswirtschafterin (Teil­
bereich Ländliche Hauswirtschaft) oder eine 
vom Staatsministerium als gleichwertig aner­
kannte praktische Ausbildung 

mit Erfolg abgelegt hat." 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Zeiten einer praktischen Tätigkeit, die 
nach Abschluß der in § 1 Nr. 3 vorgeschriebe­
nen Ausbildung zurückgelegt wurden und dem 
Ziel des Vorbereitungsdienstes dienen, können 
auf Antrag bis zu sechs Monaten auf den Vor­
bereitungsdienst angerechnet werden." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

3. § 25 wird aufgehoben. 

§2 

Die Verordnung über die Einstellungsprüfung für 
den mittleren landwirtschaftlich-technischen 
Dienst in Bayern (BayRS 2038-3-7-2-E) wird auf­
gehoben. 

§3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1987 in Kraft. 

München, den 15. Juni 1987 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Hans Eis e n man n, Staatsminister 
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Berichtigung 
2132-1-10-1 

Die Zweite Verordnung zur Änderung der tlber­
wachungsverordnung vom 12. Mai 1987 (GVBl 
8.145) wird wie folgt berichtigt: 

Im § 1 Nr. 4 muß es in § 3 8atz 1 statt "instandgehal­
ten und gereinigt werden" richtig "instandgehalten, 
instandgesetzt und gereinigt werden" heißen. 

München, den 10. Juni 1987 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

I. A. Dr. 8 ü ß, Ministerialdirektor 
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